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1.1 Allgemeine Lage und Grenzen des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Ortsteils Waffensen der Stadt Rotenburg. Es liegt 
innerhalb des vorhandenen Siedlungsbereichs, grenzt im Westen an die Waffensener 
Dorfstraße und im Osten an die Bahntrasse Rotenburg-Zeven. Nördlich an das Plan-
gebiet grenzt der Wendehammer der Straße „An der Bahn“, welche der Erschließung 
des nördlichen Dorfgebietes dient.  
 
Betroffen sind die Flurstücke 136/1, 137 und 139 der Flur 8 der Gemarkung Waffen-
sen. 
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus der Planzeichnung. Die 
Größe des Plangebietes beträgt ca. 1,4 ha.  
 

 

Abb. 1: Lage des Plangebietes (ohne Maßstab) - Bundesamt für Kartographie und Geodäsie © 2020 
 
 
1.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung 

Das Plangebiet ist bereits entlang der Waffensener Dorfstraße bebaut. Die Bauten 
werden zum einen wohnbaulich, zum anderen gewerblich durch einen Malerfachbe-
trieb genutzt. Der östliche Bereich innerhalb des Plangebietes wird als Grünfläche bzw. 
Weidefläche genutzt. Durch das Plangebiet verläuft von Westen nach Osten eine 
Hochspannungsleitung, der Mast der Leitung liegt am nördlichen Rand innerhalb des 
Gebietes. Nördlich an das Plangebiet angrenzend befinden sich Wohngebäude, süd-
lich des Plangebietes ist ein Gewerbebetrieb (Holzbau) mit mehreren Lagerhallen an-
sässig. Westlich, auf der gegenüberliegenden Straßenseite der Waffensener Straße, 
befinden sich ein landwirtschaftlicher Betrieb sowie mehrere Wohnhäuser. Die Wohn-
bebauung setzt sich in südliche Richtung, ins Zentrum des Ortsteils, weiter fort. Östlich 
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des Plangebietes verläuft die Bahntrasse Rotenburg-Zeven, an die landwirtschaftliche 
Flächen angrenzen. Bei der Bahntrasse handelt es sich um eine Privatbahn der EVB 
(Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH) und wird ausschließlich durch 
Güterzüge befahren. Die Anzahl der Fahrten beschränkt sich derzeit auf ca. 3 Fahrten 
pro Tag.  
 
 
2. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 

2.1 Landes- und Regionalplanung 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen  

Die Stadt Rotenburg (Wümme) ist dem ländlichen Raum zuzuordnen. Gemäß den 
Grundsätzen des Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) 2017 sol-
len die ländlichen Regionen als Räume mit eigenem Profil erhalten und so weiterentwi-
ckelt werden, dass sie zur Innovationsfähigkeit und internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der niedersächsischen Wirtschaft dauerhaft einen wesentlichen Beitrag leisten 
können. Darüber hinaus sind vorrangig solche Maßnahmen durchzuführen, die den 
Kommunen eine eigenständige Entwicklung ermöglichen und die besonderen Stand-
ortvorteile für das Wohnen und die Wirtschaft nutzen. Insbesondere sollen kleinen und 
mittleren Unternehmen ein geeignetes Umfeld geboten, die Produktions- und Arbeits-
bedingungen in der Land- und Forstwirtschaft verbessert und deren Wettbewerbsfähig-
keit gestärkt, die Auswirkungen des demografischen Wandels für die Dörfer abge-
schwächt, die soziale und kulturelle Infrastruktur gesichert und weiterentwickelt sowie 
die Umwelt und die Landschaft erhalten und verbessert werden. Raumstrukturelle 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, geschlechtsspezifische Nachteile abzubauen. 
 
Die Stadt Rotenburg ist im Landes-Raumordnungsprogramm als Mittelzentrum ausge-
wiesen. In den Mittelzentren sind zentrale Einrichtungen und Angebote für den gehobe-
nen Bedarf bereitzustellen. Außerdem sind ausreichende Flächen für die Wohnbauent-
wicklung und Betriebe vorzuhalten, so dass die Einrichtungen der Daseinsvorsorge für 
alle Bevölkerungsgruppen auf möglichst kurzem Wege erreichbar sind. Die Funktionen 
zentraler Orte sind zum Erhalt einer dauerhaften und ausgewogenen Siedlungs- und 
Versorgungsstruktur zu sichern und zu entwickeln.  
 
Im zeichnerischen Teil des Landes-Raumordnungsprogramms sind für das Plangebiet 
keine besonderen Funktionen festgelegt. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 „Südlich An der Bahn“ entspricht den 
Zielen und Grundsätzen des Landes-Raumordnungsprogramms 2017 bzw. ist mit die-
sen vereinbar. 
 
 
Regionales Raumordnungsprogramm  

Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Rotenburg (Wümme) wur-
de neu aufgestellt und ist mit Bekanntgabe am 28.05.2020 in Kraft getreten. Vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels ist die bauliche und wirtschaftliche Ent-
wicklung vorrangig auf Grundlage des zentralörtlichen Systems zu vollziehen. Um eine 
Zersiedlung der Landschaft und deren umweltbelastende Folgen zu vermeiden, ist in 
den übrigen Orten die Siedlungsentwicklung auf eine örtliche Eigenentwicklung zu be-
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grenzen. Es ist ein angemessenes Verhältnis zwischen Neuausweisungen und beste-
henden Siedlungsbereichen anzustreben. Darüber hinaus ist bei der gemeindlichen 
Entwicklung der Innenentwicklung insbesondere durch Nachverdichtung und Lücken-
bebauung gegenüber der Inanspruchnahme von bislang unberührten Flächen im Au-
ßenbereich Vorrang zu geben. Flächensparende Bauweisen sind anzustreben, um der 
Zersiedlung der Landschaft entgegenzuwirken. 
 
Die Ausweisung eines Mischgebietes im Ortsteil Waffensen der Stadt Rotenburg er-
folgt an einem integrierten Standort, sodass auf die Inanspruchnahme von bislang un-
berührten Flächen im Außenbereich verzichtet wird. Einer Zersiedlung der Landschaft 
wird entgegengewirkt. In der Umgebung sowie innerhalb des Plangebietes sind bereits 
wohnbauliche und gewerbliche Nutzungen vorhanden. Mit der Neuaufstellung des Be-
bauungsplanes sollen zum einen die vorhandenen Nutzungen gesichert werden, zum 
anderen sollen die Freiflächen in diesem gewerblich und wohnbaulich geprägten Sied-
lungsbereich geschlossen und nachverdichtet werden. Durch die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung werden die Ziele des Regiona-
len Raumordnungsprogramms 2020 umgesetzt. 
 
Im zeichnerischen Teil des RROP 2020 sind für das Plangebiet keine wesentlichen 
Darstellungen getroffen worden. Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorranggebietes 
für die Trinkwassergewinnung. Darüber hinaus grenzt es im Osten an ein Vorrangge-
biet „Haupteisenbahnstrecke“, an welches ein Vorranggebiet für die Rohstoffgewin-
nung (Sand) angrenzt. Südlich des Plangebietes verläuft durch den Ortsteil Waffensen 
ein Vorranggebiet „regional bedeutsamer Wanderweg – für das Radfahren“. Die zu-
künftige bauliche Entwicklung erfolgt außerhalb dieser Bereiche, sodass dieser Raum 
mit dem geplanten Vorhaben nicht mehr belastet wird als bisher. Die von Westen nach 
Osten durch das Plangebiet verlaufende 110 kv - Hochspannungsleitung ist entspre-
chend als Vorranggebiet „ELT-Leitungstrasse“ dargestellt. Darüber hinaus sind durch 
die geplante Mischnutzung keine Beeinträchtigungen zu erwarten, die sich auf das 
Vorranggebiet „Trinkwassergewinnung“ auswirken. Dem Plangebiet ist keine besonde-
re Bedeutung für Erholung zuzuordnen, es ist aufgrund der Bebauungen und Nutzung 
sowie der direkten Nähe zur Bahntrasse kein Bereich, der für die Erholungsnutzung 
zugänglich ist.  
 
Die Ausweisung eines Mischgebietes durch den Bebauungsplan Nr. 16 „Südlich An der 
Bahn“ ist also auch mit den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms 2020 
vereinbar. 
 
 
2.2 Flächennutzungsplanung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 16 „Südlich An der Bahn“ ist im wirk-
samen Flächennutzungsplan im westlichen Bereich als gemischte Baufläche und im 
östlichen Bereich als Grünfläche dargestellt. Somit stimmt die künftige Festsetzung des 
Bebauungsplans nicht mit den Darstellungen des Flächennutzungsplanes überein. Die 
das Plangebiet von Westen nach Osten durchquerende Hochspannungsleitung ist ent-
sprechend dargestellt. Parallel zu diesem Bebauungsplan wird der Flächennutzungs-
plan geändert, sodass mit Wirksamwerden der 21. Änderung des IV. Flächennut-
zungsplanes Teil B, Waffensen die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 16 aus 
der vorbereitenden Bauleitplanung entwickelt sind. 
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Abb. 2: Auszug aus dem Flächennutzungsplan (ohne Maßstab) 
 
 
2.3 Nachrichtliche Übernahmen 

Im Norden des Plangebietes wird der Geltungsbereich von einer 110 kV-
Hochspannungsleitung der Avacon Netz GmbH tangiert. Im Bereich der Hochspan-
nungsleitung ist eine Höhenbeschränkung für Gebäude (max. Firsthöhe von 11,00m) 
festgesetzt. Der aktuelle Schutzbereich an der Leitungstrasse und ein Hinweis auf die 
Schutzbestimmungen des Leitungsträgers sind in den Bebauungsplan nachrichtlich 
übernommen worden. Die Schutzbestimmungen der Avacon Netz GmbH vom 
02.12.2020 sind der Begründung als Anlage beigefügt und bei der Bauausführung zu 
beachten. 
 
 
3. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

3.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 im Ortsteil Waffensen der Stadt Roten-
burg (Wümme) hat zum Ziel, die Flächen an der Waffensener Dorfstraße nachzuver-
dichten und die Struktur aus Wohnen, Dienstleistung und Gewerbe zu sichern und wei-
terzuentwickeln. 
 
Innerhalb des Plangebietes ist bereits der Malerfachbetrieb Leefers GmbH seit der 
Betriebsgründung im Jahr 1946 ansässig. Mittlerweile beschäftigt das Unternehmen an 
die 30 Mitarbeiter und ist in Rotenburg und über die Grenzen hinaus bekannt. Auf dem 
Betriebsgelände des Malerfachbetriebes befindet sich, zusätzlich zum Hauptgebäude 
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mit Büro und Ausstellflächen, eine Werkstatt sowie ein Materiallager. Diese wurden im 
Laufe der Betriebszeit errichtet und entsprechend der Bedarfslage erweitert. Ergänzt 
wird die gewerbliche Nutzung durch die vorhandene Wohnbebauung entlang der Waf-
fensener Dorfstraße. 
 
Der Malerfachbetrieb sieht vor, das Betriebsgelände mit seinen baulichen Anlagen zu 
optimieren. Die derzeit mögliche Nutzung der Bestandsbebauung ist ausgeschöpft und 
für das Unternehmen nicht mehr zeitgemäß, Arbeitsabläufe werden durch die räumli-
che Trennung des Bürogebäudes mit Lagerhalle und Werkstatt erschwert. Mit einem 
zentralen Neubau eines Gebäudes mit Büro- und Ausstellflächen, Werkstatt und La-
gerhallen sowie angrenzenden Parkplatzflächen möchte der Malerfachbetrieb auf dem 
Betriebsgelände einen der heutigen Zeit angemessenen Gebäudekomplex errichten. 
Arbeitsabläufe sollen somit durch die Reduzierung von Distanzen zwischen den ein-
zelnen Gebäuden des Unternehmens erleichtert werden. Um die Existenz des Betrie-
bes zukunftsfähig zu sichern, sind die planerischen Voraussetzungen für Entwick-
lungsmöglichkeiten des Betriebes dringend erforderlich. 
 
Die Stadt Rotenburg nimmt diese Planungsabsicht des langjährig ansässigen Maler-
fachbetriebes zum Anlass, die gesamte, innerhalb des Siedlungsbereiches gelegene 
Fläche durch die Festsetzung eines Mischgebietes planungsrechtlich entsprechend der 
vorhandenen Nutzungen zu sichern, Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen und so 
den zum Teil gewerblich geprägten Siedlungsbereich nachzuverdichten. Aufgrund des 
südlich an das Plangebiet angrenzenden Gewerbebetriebes sowie der östlich verlau-
fenden Bahntrasse ist es seitens der Stadt Rotenburg in Abstimmung mit dem Land-
kreis vorgesehen, im hinteren Bereich der Fläche Wohngebäude auszuschließen, um 
mögliche Konflikte auszuschließen. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 „Südlich An der Bahn“ sollen eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen gemäß § 30 BauGB für die Errichtung und Erweiterung von gewerblichen 
und wohnbaulichen Gebäuden geschaffen werden. Unter diesen Gesichtspunkten ist 
es Ziel der Stadt Rotenburg, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweite-
rungen und weitere Existenz des Betriebes zu schaffen, in einem strukturschwachen 
Raum Arbeitsplätze zu erhalten und die Belange der Wirtschaft zu berücksichtigen. 
 
 
3.2 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

3.2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise  

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes über Art und Maß der baulichen Nutzung 
sind an den oben genannten Zielen der Stadt Rotenburg orientiert. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind entlang der Waffensener Dorfstraße bereits gewerbli-
che und wohnbauliche Nutzungen vorhanden, sodass zur Sicherung und Entwicklung 
dieser Nutzungen ein Mischgebiet festgesetzt wird. Das Mischgebiet wird in zwei Teil-
bereiche abgegrenzt (MI 1 und MI 2). Im östlich gelegenen Gebiet MI 2 sind die gemäß 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Wohngebäude nicht zulässig. Der Be-
reich ist bereits durch den südlich angrenzenden Gewerbebetrieb sowie die östlich 
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verlaufende Bahntrasse vorbelastet, Auswirkungen auf eine mögliche Wohnnutzung 
sollen auf diese Weise ausgeschlossen werden. 
 
Darüber hinaus sind im gesamten Mischgebiet die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 (Garten-
baubetriebe), Nr. 7 (Tankstellen) und Nr. 8 (Vergnügungsstätten) BauNVO allgemein 
zulässigen Nutzungen sowie die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässi-
gen Vergnügungsstätten nicht zulässig. Spielhallen und Vergnügungsstätten fügen sich 
städtebaulich nicht in die dörflich geprägte Ortslage Waffensens ein und sollen eher im 
Stadtgebiet Rotenburgs räumlich gesteuert werden. Ein wesentliches Ziel der Stadt 
Rotenburg ist es, die Nutzungsvielfalt des Gebietes zu sichern und es insbesondere für 
nicht störende Betriebe und die vorgesehene Wohnnutzung interessant zu halten. 
Ebenso soll durch diese Festsetzung die benachbarte Wohnbebauung nicht beein-
trächtigt werden. Vergnügungsstätten können dieser Zielsetzung entgegenwirken, weil 
sie eine Niveauabsenkung zur Folge haben können, die zu Strukturveränderungen 
führen kann. Um einer derartigen Entwicklung entgegenzusteuern, soll ihre Errichtung 
in dem Mischgebiet ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für Tankstellen gemäß § 6 
Abs. 2 Nr. 7 BauNVO. Deren Ausschluss ist erforderlich, da sich Tankstellen aufgrund 
ihres großen Flächenbedarfs oder der zu erwartenden Störungen nicht in die Eigenart 
der Umgebung einfügen würden oder durch diese Nutzung erhöhte Lärmemissionen 
(Verkehr, Gewerbelärm) auftreten können und damit eine Beeinträchtigung der geplan-
ten Mischnutzung entstehen würde. Auch Gartenbaubetriebe gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 
BauNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, weil sie einen relativ großen 
Flächenbedarf haben und dadurch der vorrangigen kleinteiligen Gewerbe- und Wohn-
bauentwicklung in diesem Gebiet entgegenstehen würden. 
 
Als Maß der baulichen Nutzung ist im gesamten Mischgebiet eine Grundflächenzahl 
von 0,6 sowie eine maximale Höhenbegrenzung baulicher Anlagen von 11 m ausge-
wiesen. Die Traufhöhe ist auf 7 m begrenzt. Mit der Festsetzung der Traufhöhe in Ver-
bindung mit der Firsthöhe soll das städtebauliche Ziel einer homogenen Bebauung 
ohne eine zu massive Ausnutzung der Baugrundstücke und damit rahmensprengender 
Bebauung erreicht werden. Die geplanten Höhenfestsetzungen erlauben eine Bebau-
ung, die sich harmonisch in die vorhandene Baustruktur einfügt. Eine Überschreitung 
der festgesetzten maximalen Dach- bzw . Firsthöhe durch untergeordnete technische 
Aufbauten (Schornsteine, Photovoltaikanlagen, Wärmepumpen, Lüftungsanlagen, An-
tennen) ist zulässig, wenn diese zu der Außenwand des darunterliegenden Geschos-
ses einen Mindestabstand von 1,5 m einhalten. Mobilfunkmasten sind davon ausge-
schlossen. Die Überschreitung ist erforderlich, da die technischen Aufbauten der Funk-
tionsfähigkeit des Gebäudes dienen. Bezugspunkt ist gem. § 18 Abs. 1 BauNVO die 
Oberkante der an das Grundstück angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche, 
jeweils gemessen in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks.  
 
Auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl kann verzichtet werden, weil das Maß 
der baulichen Nutzung durch die Grundflächenzahl in Verbindung mit der First- und 
Traufhöhe ausreichend definiert ist. 
 
Von Westen nach Osten wird das Plangebiet durch eine 110 kV-
Hochspannungsleitung durchquert. In den Bebauungsplan ist ein nachrichtlicher Hin-
weis aufgenommen worden, dass im Rahmen der Durchführung des Bebauungsplanes 
mögliche Höhenbeschränkungen zu beachten sind. 
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Darüber hinaus ist im gesamten Mischgebiet eine offene Bauweise entsprechend der 
bereits vorhandenen Bebauung festgesetzt, die besagt, dass Gebäude bis zu einer 
Länge von 50 m zulässig sind. Das aufgelockerte Straßenbild wird somit weiterhin ge-
währleistet.  
 
 
3.2.2 Überbaubare Grundstücksflächen  

Die überbaubaren Grundstücksflächen im Plangebiet sind durch Baugrenzen so fest-
gelegt, dass den potenziellen Bauherren ausreichend Spielraum für die Verwirklichung 
der baulichen Anlagen bleibt und auf benachbarte Bebauung Rücksicht genommen 
wird. Im Westen verläuft die Baugrenze in einem Abstand von 5 m zur Waffensener 
Dorfstraße. Damit wird die vorhandene Flucht der Gebäude aufgenommen und ge-
währleistet, dass der Straßenraum bei der Realisierung von Neu- und Umbauten nicht 
weiter eingeschränkt wird.  
 
Bauliche Anlagen gem. § 12 BauNVO (Garagen und Carports) sowie Nebenanlagen 
gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.  
 
Damit soll erreicht werden, dass zum einen der öffentliche Straßenraum durch Gebäu-
de wie Fahrradschuppen, Garagen oder Carports optisch nicht zu stark eingeengt wird 
und die vorhandene Bauflucht fortgeführt wird. Zum anderen soll zu den Nachbar-
grundstücken ein angemessener Abstand eingehalten werden. 
 
 
3.2.3 Erhalt von Bäumen 

Die in der Planzeichnung, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB, als zu erhalten festge-
setzten, ortsbildprägenden Einzelbäume (Stieleiche - Quercus robur und Blutbuche – 
Fagus sylvatica ´Purpurea´) sind vom Grundstückseigentümer dauerhaft zu erhalten. 
Abgängiger Baumbestand ist durch eine Neuanpflanzung eines standortgerechten, 
einheimischen Laubbaumes zu ersetzen. Die zu verwendende Pflanzqualität ist Hoch-
stamm, 3 x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm. 
Bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu 
schützen. 
 
 
3.2.4 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Innerhalb der 5 m breiten, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB, festgesetzten Fläche 
zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist eine 3-reihige Strauch-Baumhecke 
anzupflanzen. In dieser Pflanzfläche sind bereits junge Anpflanzungen vorhanden, die 
zur Kompensation von Baumaßnahmen auf dem angrenzenden Flurstück 129/1 erfolg-
ten. 
 
Folgende Arten sind zu verwenden: 
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Botanischer Name Deutscher Name Qualität 

Bäume 

Betula pendula Sandbirke 2 j. v. S. 60/100 

Fagus sylvatica Rotbuche 3 j. v. S. 80/120 

Quercus robur Stieleiche 3 j. v. S. 80/120 

Sorbus aucuparia Vogelbeere 3 j. v. S. 80/120 

 

Sträucher 

Corylus avellana Haselnuss 3 j. v. S. 80/120 

Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn 3 j. v. S. 80/120 

Prunus spinosa Schlehe 1 j. v. S. 60/100 

Rhamnus frangula Faulbaum 3 j. v. S. 80/120 

Rosa canina Hundsrose 2 j. v. S. 60/  80 

Salix caprea Salweide 1 j. v. S. 60/  80 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 3 j. v. S. 60/100 
* 2 j. v. S. 60/100 = 2-jährig, von Sämlingsunterlage, Stammhöhe 60 - 100cm 

 
Pflanzverband: Reihen- und Pflanzabstand 1,25 x 1,25 m auf Lücke. Der Abstand der 
Bäume untereinander beträgt maximal 8 m. Alle Straucharten sind zu gleichen Anteilen 
in Gruppen von 3 - 7 Exemplaren zu pflanzen. Die Errichtung eines Walls innerhalb 
des Pflanzstreifens ist zulässig. 
 
Einzäunung: Die Anpflanzung ist allseitig zum Schutz vor Verbiss 5 - 8 Jahre lang mit 
einem Wildschutzzaun einzuzäunen. Die Einzäunung ist anschließend zu entfernen. 
Eine dauerhafte Einzäunung ist nur an der dem inneren Bereich des Plangebietes zu-
gewandten Seite des Pflanzstreifens zulässig. 

 
Umsetzung: Die Anpflanzung erfolgt durch den Grundstückseigentümer in der ersten 
Pflanzperiode (November bis April) nach Beginn der Baumaßnahmen im Plangebiet. 
Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Ausfälle von mehr als 10 % sind unver-
züglich in der folgenden Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen. 
 
 
3.2.5 Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Na-

tur und Landschaft 

Innerhalb der, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzten Fläche zum Schutz, zur 
Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist eine Streuobstwiese in 
einem Pflanzraster von 8 m x 8 m anzulegen. Die Umsetzung erfolgt durch den Grund-
stückseigentümer in der ersten Pflanzperiode (November bis April) nach Beginn von 
Baumaßnahmen im Plangebiet und ist dauerhaft zu erhalten. 
Bei der Anlage der Streuobstwiese sind Obstbäume regionaler Sorten in der Qualität 
Hochstamm, Stammumfang von mind. 10 - 12 cm zu verwenden. Als Anwuchshilfe ist 
jeder Hochstamm mittels mind. zweier Anbindepfähle (inkl. Kokosstrick) zu fixieren und 
mit einem Verbissschutz zu versehen. Abgängige Obstbäume sind in der folgenden 
Pflanzperiode zu ersetzen. 
Die Streuobstwiese ist als extensives Grünland, entweder als Mähwiese mit 1 - 2 Mäh-
terminen pro Jahr (1. Mahd nach dem 15.06.) oder mit Beweidung von Schafen (weni-
ger als zwei Großvieheinheiten pro Hektar) zu nutzen. Das Extensivgrünland ist dauer-
haft zu erhalten. 
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Auswahl regionale Obstsorten: 
 

Äpfel      Birnen 
Altländer Pfannkuchen   Bosc`s Flaschenbirne 
Altländer Rosenapfel    Conferencebirne 
Boskoop     Gellerts Butterbirne 
Bremervörder Winterapfel   Graue Hühnerbirne 
Coulons Renette    Gute Graue 
Doppelter Melonenapfel (Doppelter Prinz) Köstliche von Charneu  
Wohlschmecker aus Vierlanden  (Bürgermeisterbirne) 
Englischer Prinz    Madame Verte 
Filippa      Petersbirne 
Finkenwerder Prinz    Speckbirne 
Gelber Münsterländer 
Goldrenette von Blenheim 
Grahams Jubiläumsapfel   Pflaumen, Zwetschgen und Renekloden 
Graue Französ. Renette   Bühler Frühzwetsche 
Graue Herbstrenette    Graf Althans Reneklode 
Hasenkopf     Hauszwetsche 
Holländischer Prinz    Königin Victoria 
Holsteiner Cox    Nancymirabelle 
Horneburg. Pfannkuchen   Ontariopflaume 
Jakob Lebel     Oullins Reneklode 
Johannsens Roter Herbstapfel  The Czar 
Kneebusch     Wangenheims Frühzwetsche 
Krügers Dickstiel (Celler Dickstiel) 
Martini 
Moringer Rosenapfel    Süßkirschen 
Ontario     Büttners Rote Knorpelkirsche 
Prinzenapfel     Dönissens Gelbe Knorpelkirsche 
Purpurroter Cousinot    Gr. Prinzessinkirsche 
Ruhm aus Vierlanden    Gr. Schwarze Knorpelkirsche 
Seestermüher Zitronenapfel   Hedelfinger Riesenkirsche 
Stina Lohmann    Kassins Frühe Herzkirsche 
Uelzener Rambour    Kronprinz zu Hannover 
Weißer Winterglockenapfel   Schneiders Späte Knorpelkirsche 
Winterprinz     Zum Feldes Frühe Schwarze 

 
 
3.3 Immissionsschutz  

Mit dem Ausschluss von Wohnnutzungen im Osten sind keine Nutzungskonflikte bzgl. 
möglicher Schallimmissionen zu erwarten. Das Plangebiet ist von gleichartigen Nut-
zungen aus Wohnen und Gewerbe umgeben, sodass sich keine nachteiligen Auswir-
kungen auf das Plangebiet auswirken. 
Ebenso lassen sich durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 keine Beein-
trächtigungen auf die anliegenden Nutzungen ableiten. Mit der Festsetzung eines 
Mischgebietes wird zum einen die vorhandene gemischte Nutzung aus Wohnen, 
Dienstleistung und Gewerbe berücksichtigt und gesichert, zum anderen werden maß-
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volle Entwicklungsmöglichkeiten geschaffen. Mit der Festsetzung eines Mischgebietes 
sind innerhalb des Plangebietes jedoch nur Betriebe zulässig, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören. Dazu zählt auch der bereits vorhandene Malerbetrieb.  
Bei der Planaufstellung handelt es sich um einen Angebotsbebauungsplan. Im Misch-
gebiet MI 2 sind Wohngebäude nicht zulässig, um etwaige Konflikte mit einer Wohn-
nutzung zu minimieren. 
Die Bauflächen im Plangebiet dienen hauptsächlich für die Optimierung und Erweite-
rung eines im Geltungsbereich ansässigen Malereibetriebes. Weitere gewerbliche Nut-
zungen auf den verbleibenden Flächen sind derzeit nicht bekannt. Festlegungen des 
Immissionsschutzes auf Ebene des Bebauungsplanes sind aufgrund der Lage inmitten 
von Mischnutzungen seitens der Stadt Rotenburg nicht erforderlich. Eine schalltechni-
sche Untersuchung kann auf nachgelagerter Ebene im Baugenehmigungsverfahren 
eingefordert werden, wenn das konkrete Bauvorhaben feststeht und sich ggf. Auswir-
kungen auf umliegende schutzbedürftige Nutzungen ergeben. 
 
 
3.4 Verkehr 

Die Erschließung des Gebietes soll unverändert über die westlich angrenzende Waf-
fensener Dorfstraße erfolgen. Die Erschließung möglicher rückwärtiger Grundstücke ist 
bei Bedarf in Form von Privatwegen / Zufahrten vorgesehen. Die erforderlichen Privat-
wege dienen ausschließlich der Zuwegung zu den Grundstücken.  
Um die Erreichbarkeit des Plangebietes vom nördlich gelegenen Wendeplatz an der 
Straße „An der Bahn“ zu unterbinden, ist dort ein Zu- und Abfahrtverbot festgesetzt. 
Somit ist ebenfalls die Zugehörigkeit zur Erschließungsanlage „An der Bahn“ nicht ge-
geben. 
 
 
4. VER- UND ENTSORGUNG 

 Wasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch den Wasserversorgungsverband Rotenburg-
Land. 
 

 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung erfolgt, in Abstimmung mit der Stadt, durch den jeweiligen 
Grundstückseigentümer durch einen Anschluss an den nächsten Vorfluter, durch ent-
sprechende Brunnen, Löschwasserteiche oder ähnliche Maßnahmen und kann ggf. 
durch den Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land unterstützt werden. 
 

 Abwasserbeseitigung 

Die Beseitigung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt durch einen Anschluss an die 
Schmutzwasserkanalisation. 
 

Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (BK 50; 1:50.000) beinhaltet das Plangebiet 
einen Mittleren Podsol. Aufgrund dieser Bodenverhältnisse kann darauf geschlossen 
werden, dass die Beseitigung des Oberflächenwassers durch Versickerung auf den 
Grundstücken erfolgen kann. Sollte bei der Durchführung der Planung festgestellt wer-
den, dass eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnisse nicht möglich ist, sind 
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anderweitige Rückhaltemaßnahmen vorzusehen. Eine weitere Möglichkeit wäre die 
gedrosselte Einleitung in die Kanalisation. Die Flächen im Plangebiet sind ausreichend 
bemessen, sodass erforderliche Entsorgungsanlagen errichtet werden können. 
 

Der Nachweis für die wasserrechtlichen Genehmigungen hat im Rahmen der Durch-
führung des Bebauungsplanes zu erfolgen. 
 
 

 Strom- und Gasversorgung 

Die Strom- und Gasversorgung erfolgt durch die Stadtwerke Rotenburg (Wümme) 
GmbH. 

 

 Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Rotenburg (Wümme). 
 
 
5. BODENSCHUTZ, ARCHÄOLOGISCHE DENKMALPFLEGE 

 Bodenschutz 

Sollten während der Erdarbeiten vor Ort Bodenverunreinigungen, unnatürliche Boden-
verfärbungen Abfallablagerungen und/oder Gerüche festgestellt werden, so sind diese 
dem Landkreis Rotenburg (Wümme), Amt für Wasserwirtschaft und Straßenbau, 
Amtshof, 27356 Rotenburg (Wümme), unverzüglich schriftlich anzuzeigen und die Ar-
beiten bis auf weiteres einzustellen. 
 

 Archäologische Denkmalpflege  

Im Plangebiet sind keine archäologischen Denkmale bekannt.  
 
Sollten bei den geplanten Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht 
werden (z. B. Scherben von Tongefäßen, Holzkohleansammlungen oder auffällige Bo-
denverfärbungen oder Steinhäufungen, auch geringe Spuren solcher Funde), so wird 
darauf hingewiesen, dass diese Funde nach § 14 Niedersächsisches Denkmalschutz-
gesetz (NDSchG) meldepflichtig sind. Die Meldung hat bei der Unteren Denkmal-
schutzbehörde beim Landkreis Rotenburg (Wümme) zu erfolgen.  
 
6. BODENORDNUNG 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
 
7. FLÄCHENÜBERSICHT  

Die Flächenanteile im Plangebiet gliedern sich folgendermaßen: 
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Flächenbezeichnung ha 

Mischgebiet (MI) 

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern  

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 1,015 

0,015 

0,36 

 

Bruttobauland  1,39  

 
 
8. UMWELTBERICHT GEMÄSS § 2 A BAUGB 

Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j 
und § 1 a BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen ermittelt und bewertet werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes darzulegen. 
 
 
8.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 16 „Südlich An der Bahn“ – im Ortsteil Waffensen beab-
sichtigt die Stadt Rotenburg (Wümme) die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Erhaltung und Erweiterung von gewerblichen und wohnbaulichen Nutzungen zu 
schaffen. Die Flächen an der Waffensener Dorfstraße sollen die Möglichkeit einer 
Nachverdichtung erhalten, um die Struktur aus Wohnen, Dienstleistung und Gewerbe 
zu sichern und weiterzuentwickeln. 
 
Es ist Ziel der Stadt Rotenburg (Wümme), mit der Bauleitplanung die städtebauliche 
Entwicklung in diesem Bereich zu steuern bzw. eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung zu erreichen und die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 
 
Bezüglich weiterer Erläuterungen zu den Inhalten und verfolgten städtebaulichen Zie-
len des Bebauungsplanes wird auf Kapitel 3.1 „Städtebauliche Zielsetzung“ der Be-
gründung verwiesen. 
 
 
8.2 Rechtliche Rahmenbedingungen sowie umweltschutz- und planungsre-

levante Fachgesetze und Fachpläne  

Für die Erarbeitung des Umweltberichts sind, auf das Vorhaben bezogen, neben den 
Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fachplä-
ne relevant:  
 
 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),  
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 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-
NatSchG),  

 Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 
(2015). 

 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) 

Über die in § 1 BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege hinaus ist das 5. Kapitel des Bundesnaturschutzgesetzes von Be-
deutung. In diesem Abschnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflan-
zenarten geregelt. 
 
Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes:  
 den Schutz der Tiere und Pflanzen wildlebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften 

vor Beeinträchtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen Le-
bensbedingungen,  

 den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten sowie  
 die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in geeigne-

ten Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes. 

 
Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13 
und 14 BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere 
Regelungen. Der Schutz umfasst die wildlebenden Tiere und Pflanzen im o.g. Sinne 
sowie auch die europäischen Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten. 
 
Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in 
den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner 
Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte 
andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, 
ohne vernünftigen Grund Lebensstätten wildlebender Tier- und Pflanzenarten zu zer-
stören oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder wildlebende Tiere mutwillig zu be-
unruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten. 
 
Das NAGBNatSchG enthält einige Niedersachsen bezogene Abweichungen und Er-
gänzungen zum BNatSchG.  
 
Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 
(LRP, 2015) 

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Plangebiet:  
 
 
Karte I: Arten und Biotope 
Nach dem LRP beinhalten das Plangebiet sowie die umliegenden Flächen ausschließ-
lich Biotoptypen von sehr geringer bis geringer Bedeutung. 
 
Karte II: Landschaftsbild 
Das Plangebiet ist dem Siedlungsbereich zugeordnet und hat keine Bewertung erfah-
ren. Der Siedlungsrand des Ortsteiles Waffensen beinhaltet einen harmonischen Über-
gang. Im nördlichen Bereich des Plangebietes durchquert eine Hochspannungsfernlei-



17 
 

tung mit 110 kV den Planungsraum. Östlich grenzt eine Landschaftseinheit von gerin-
ger Bedeutung an, die von strukturarmen Ackerlandschaften geprägt wird. 
 
Karte III: Boden 
Nach dem LRP beinhalten das Plangebiet sowie die umliegenden Flächen keine be-
sonderen und schutzwürdigen Böden. 
 
Karte IV: Wasser- und Stoffretention 
Nach dem LRP beinhalten das Plangebiet sowie die umliegenden Flächen keine Berei-
che mit besonderer Funktionsfähigkeit für die Wasser- und Stoffretention.  
 
Karte V: Zielkonzept 
Das Plangebiet ist dem Siedlungsbereich zugeordnet und beinhaltet keine Zielvorga-
ben. Die östlich angrenzende freie Landschaft hat die Entwicklung und Wiederherstel-
lung in Gebieten mit geringer Bedeutung für das Landschaftsbild zum Ziel. 
 
Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft  
Das Plangebiet sowie die umliegenden Flächen beinhalten keine Schutzgebiete und  
-objekte.  
 
 
Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorha-
bens sind:  

- Biotopkartierung im Jahre 2020 gemäß dem Kartierschlüssel der Biotoptypen in 
Niedersachsen (Drachenfels, 2020), 

- Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/), 
- Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/ 

Umweltkarten/),  
- Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 

(2015), 
 
 
8.3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im derzeitigen Ist-Zustand 
(Basisszenario) bei Nichtdurchführung und Durchführung der Planung sowie die mit 
der Planung verbundenen Umweltauswirkungen werden nachfolgend auf das jeweilige 
Schutzgut bezogen dargestellt.  
 
 
8.3.1 Schutzgut Boden und Wasser 

Boden 

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Region der Zevener Geest und hier in der 
naturräumlichen Einheit der Tarmstedter Geest. Nach der Bodenkarte von Niedersach-
sen (BK 50; 1:50.000) beinhaltet das Plangebiet ausschließlich den Bodentypen Pod-
sol. Die ursprünglichen Bodeneigenschaften des Bodentypens sind sauer, sandig, oft 
steinig, nährstoffarm und haben oftmals ein vermindertes Wasserrückhaltevermögen. 
Der Podsol besitzt demnach physikalische und chemische Eigenschaften, die einem 
optimalen Pflanzenstandort oftmals entgegenstehen. Weiterhin neigt der Boden zur 



18 
 

Auswaschung, sodass die Gefahr besteht, dass Dünge- und Pflanzenschutzmittel ins 
Grundwasser gelangen können. Das standörtliche Ertragspotential wird für den Boden-
typen als gering eingestuft. Es handelt sich um keinen schutzwürdigen Bodentypen in 
Niedersachsen.  
Die wesentlichen Flächen im Plangebiet werden derzeit als Weidegrünland genutzt. 
Entlang der Waffensener Dorfstraße sind bereits Bebauungen zu Wohn- und Gewer-
bezwecken vorhanden. Demnach dürften die ursprünglichen Bodeneigenschaften bzw. 
-strukturen durch die anthropogene Nutzung gegenüber dem Ausgangszustand deut-
lich verändert sein. 
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die unbebauten Flächen weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden und ihre derzeitigen Bodeneigenschaften nicht weiter 
verlieren. Die derzeitigen baulichen Anlagen besitzen Bestandsschutz und würden wei-
terhin bestehen bleiben.  
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Entlang der Waffensener Dorfstraße ist das Plangebiet bereits bebaut und versiegelt. 
Dort sind bereits dauerhafte Versiegelungen des Bodens erfolgt und der Boden hat 
seine Bodenwerte und -funktionen bereits vollständig verloren. Mit der Ausweisung 
eines Mischgebietes werden zukünftig mehr Flächen mit baulichen Anlagen bebaut 
sein. Während der Bauphase werden aller Voraussicht Abgrabungen und Aufschüttun-
gen von Böden erfolgen. Dementsprechend ergeben sich mit dem geplanten Vorhaben 
erhebliche Beeinträchtigungen durch Versiegelung, Überbauung, Abgrabung und Auf-
schüttung, der bisher vorwiegend landwirtschaftlich genutzten Fläche. Versiegelter 
Boden verliert dahingehend vollständig seine Funktionen als Regulationsfaktor für den 
Boden- und Bodenwasserhaushalt (Puffer- und Filterfunktion), seine Funktion als 
Pflanzenstandort und Lebensraum für Organismen. Hierfür sind entsprechende Kom-
pensationsmaßnahmen erforderlich. 
 
 
Wasser 

Die Grundwasserneubildungsrate im langjährigen Mittel beträgt, laut Hydrogeologi-
scher Karte von Niedersachsen (1:50.000), 50 - 300 mm/a und ist damit als gering bis 
mittel eingestuft. Die Gefährdung des Grundwassers wird im gesamten Plangebiet als 
mittel bewertet. Der Grundwasserstand im Plangebiet liegt bei ~ + 22,5 bis 25,0 m 
NHN und somit ca. 2,0 bis 7,5 m unter der Geländeoberkante. Oberflächengewässer 
sind im Plangebiet bzw. angrenzend nicht vorhanden. 
Bei einer Nichtdurchführung der Planung kann das Niederschlagswasser auch zukünf-
tig ungehindert auf der landwirtschaftlichen Fläche versickern. Im Bereich der Bebau-
ungen ist die Versickerungsmöglichkeit bereits eingeschränkt, jedoch versickert das 
anfallende Niederschlagswasser auch in diesen Bereichen auf den jeweiligen Grund-
stücken. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Mit dem geplanten Vorhaben und der damit verbundenen Flächenversiegelung kann 
das Oberflächenwasser nur noch eingeschränkt vor Ort versickern. Um erhebliche Be-
einträchtigungen zu vermeiden, sollte das anfallende Niederschlagswasser nach Mög-
lichkeit auf den jeweiligen Grundstücken versickern. Sollte bei der Durchführung der 
Planung festgestellt werden, dass eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnisse 
nicht möglich ist, sind anderweitige Rückhaltemaßnahmen vorzusehen. Eine weitere 
Möglichkeit wäre die gedrosselte Einleitung in die Kanalisation. Die Flächen im Plan-
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gebiet sind ausreichend bemessen, sodass erforderliche Entsorgungsanlagen errichtet 
werden können. Solang eine Versickerung im Plangebiet weiterhin gegeben ist, erge-
ben sich auf das Schutzgut Wasser durch die zusätzliche Bebauung und Versiegelung 
keine erheblichen Beeinträchtigungen. Entsprechende Kompensationsmaßnahmen 
sind nicht erforderlich.  
 
 
8.3.2 Schutzgut Fläche 

Der durchschnittliche Versiegelungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der 
Gesamtfläche der Stadt Rotenburg (Wümme) beträgt 8,88 % (Stand: 07.06.2018), ge-
mäß der Karte „Grad der Bodenversiegelung auf Gemeindeebene“ (1:500.000). 
Ohne die Durchführung der Planung würde sich der Versiegelungsgrad im Ortsteil Waf-
fensen derzeit nicht erhöhen. Dem ansässigen Gewerbebetrieb ständen jedoch keine 
Erweiterungsmöglichkeiten zur Verfügung, welche zwingend erforderlich sind. Dem-
nach würden höchstwahrscheinlich andere Bereiche versiegelt werden, die für den 
Naturhaushalt weitaus wertvoller sind. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Mit dem geplanten Vorhaben wird im Plangebiet eine dauerhafte Versiegelung zuge-
lassen und der Versiegelungsgrad wird sich geringfügig erhöhen. Wesentliche statisti-
schen Auswirkungen wird es jedoch aufgrund der Plangebietsgröße nicht geben. Das 
Plangebiet ist bereits durch angrenzende Wohn- und Gewerbestandorte baulich vorge-
prägt. Aufgrund der angrenzenden baulichen Vorbelastung und der geplanten Erweite-
rung eines ansässigen Betriebes, der bei Nichtdurchführung der Planungen einen neu-
en Standort entwickeln müsste, ist die Versiegelung von unbebauten Flächen vertret-
bar. 
 
 
8.3.3 Schutzgut Klima/Luft 

Das Plangebiet liegt am östlichen Siedlungsrand des Ortsteiles Waffensen und bein-
haltet vorwiegend eine Weidefläche. Entlang der Waffensener Dorfstraße sind bereits 
bauliche Anlagen vorhanden, die in den gärtnerisch genutzten Bereichen zahlreiche 
Gehölzbestände beinhalten. Südlich des Plangebietes befindet sich ein Gewerbe-
standort und östlich grenzt an den Planungsraum eine Gleisanlage sowie die freie 
Landschaft mit Ackerflächen an. Nördlich des Plangebietes sowie gegenüber der Waf-
fensener Dorfstraße befinden sich weitere Wohnbebauungen. Die Gehölzbestände im 
Plangebiet sowie die an die Ortslage angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen die-
nen als Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete. 
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche im Plangebiet im Wesentli-
chen weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden und zusammen mit dem Gehölzbe-
stand ihren Beitrag zur Frischluft im Ort leisten. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima/Luft liegen aufgrund der Lage und Größe 
des Plangebietes unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Während der Bautätigkeit 
könnten sich aufgrund von Baumaschinen temporär höhere Immissionsbelastungen 
ergeben. Die umliegenden landwirtschaftlichen Flächen sowie die Streuobstwiese im 
Plangebiet sorgen jedoch auch zukünftig für einen guten Luftaustausch, sodass mit 
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dem Vorhaben verbundene leichte Temperaturerhöhungen durch Versiegelung und 
Überbauung ausgeglichen werden können. Die zu erhalten festgesetzten Einzelbäume 
werden auch weiterhin ihren Beitrag zur Frischluftentstehung beitragen. Kompensa-
tionsmaßnahmen sind für das Schutzgut Klima/Luft nicht erforderlich.  
 
 
8.3.4 Schutzgut biologische Vielfalt 

Pflanzen 

Das Plangebiet beinhaltet im Wesentlichen ein artenarmes Intensivgrünland (GIw), 
welches als Pferdeweide genutzt wird. Im nördlichen Bereich des Grünlandes befindet 
sich eine ortsbildprägende Stieleiche (Quercus robur) mit einem Stammdurchmesser 
von über 80 cm. Entlang der östlich gelegenen Waffensener Dorfstraße (OVS) sind 
bereits bauliche Anlagen zu Wohn- und Gewerbezwecken (OEL/PH) vorhanden. In den 
dazugehörigen Hausgärten befinden sich zahlreiche Ziergehölze und sonstige Einzel-
bäume (HBE). Die prägenden Baumbestände bestehen aus Stieleichen und eine Blut-
buche (Fagus sylvatica ´Purpurea´) mit einem Stammdurchmesser > 60 cm. Im Stra-
ßenseitenraum sind drei Winterlinden (Tilia cordata) mit einem Stammdurchmesser 
von ca. 30 cm vorhanden. Im rückwärtigen Bereich der südlichen Bebauung im Plan-
gebiet sind zwei weitere Einzelbäume der Baumarten Blutbuche (Fagus sylvatica 
´Purpurea´) sowie Hainbuche (Carpinus betulus) mit einem Stammdurchmesser von > 
60 cm vorhanden. Im rückwärtigen Bereich des nördlichen Wohngebäudes im Plange-
biet ist ein Siedlungsgehölz (HSE) im Gartenbereich vorhanden. Dieser Bestand befin-
det sich in einem Hausgarten und beinhaltet neben einzelnen Bäumen auch eine Viel-
zahl an Ziersträuchern. 
Außerhalb des Plangebietes grenzt südlich ein großflächiger Gewerbebetrieb (OGG) 
an, welcher zum Teil mit seinen Lagerflächen (OFL) in das Plangebiet hineinragt. Öst-
lich ist eine Gleisanlage (OVE) vorhanden, die in Teilbereichen von Strauch-
Baumhecken (HFM) und Einzelbäumen (HBE) gesäumt wird. Nördlich des Plangebie-
tes sind Wohnbebauungen (OEL) vorhanden. Zudem ist dort eine Hochspannungsfrei-
leitung vorhanden. Ein Strommast (OK) befindet sich im Plangebiet. 
Ohne die Durchführung der Planung würde der Großteil des Plangebietes weiterhin 
landwirtschaftlich als Weide genutzt werden. Eine Bebauung wäre nur entlang der Waf-
fensener Dorfstraße zulässig. 
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Abb. 3: Biotoptypen und Nutzungen (ohne Maßstab) 
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Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Die Bewertung der Biotoptypen folgt der Einstufung der Biotoptypen in Niedersachsen 
(Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2012) in fünf Wertstufen. 
 
Wertstufe 5 (kurz: W 5) = Biotoptyp mit sehr hoher Bedeutung, W 4 = Biotoptyp mit hoher Bedeutung,  
W 3 = Biotoptyp mit mittlerer Bedeutung, W 2 = Biotoptyp mit geringer Bedeutung,  
W 1 = Biotoptyp mit sehr geringer Bedeutung, E = Baum- und Strauchbestände (Ersatzpflanzung). 

 

Biotoptyp Wertstufe 
Ist-Zustand 

Wertstufe 
Soll-Zustand 

Kompensa-
tionsbedarf 

Innerhalb des Plangebietes: 
 

- Artenarmes Intensivgrünland - 
Weide (GIw) 

- Scher- und Trittrasen (GR) 
- Siedlungsgehölz aus überwiegend 

einheimischen Baumarten (HSE) 
- Locker bebautes Einzelhausge-

biet/Hausgarten (OEL/PH) 
- Lagerplatz (OFL) 
- Gebäudekomplex der Energiever-

sorgung (OK) 
- Parkplatz (OVP) 
- Weg (OVW) 
- Hausgarten (PH) 
- Sonstiger Einzelbaum/Baumgruppe 

(HBE) 
 

 
 
 

2 
1 
 

3 
 

1 
1 
 

1 
1 
1 
1 
 

E 

 
 
 
1 
1 
 
1 
 
1 
1 
 
1 
1 
1 
1 
 

1/E 

 
 
 
- 
- 
 

ca. 480 m² 
 
- 
- 
 
- 
- 
- 
- 
 

2 Bäume 

Außerhalb des Plangebietes: 
 

- Scher- und Trittrasen (GR) 
- Strauch-Baumhecke (HFM) 
- Siedlungsgehölz aus überwiegend 

einheimischen Baumarten (HSE) 
- Locker bebautes Einzelhausge-

biet/Hausgarten (OEL/PH) 
- Gewerbegebiet (OGG) 
- Gleisanlage (OVE) 
- Straße (OVS) 
- Weg (OVW) 
- Ruderalflur (UR) 
- Sonstiger Einzelbaum/Baumgruppe 

(HBE) 
 

 
 

1 
3 
 

3 
 

1 
1 
1 
1 
1 
3 
 

E 

 
 
1 
3 
 
3 
 
1 
1 
1 
1 
1 
3 
 

E 

 

 
 
Die vom geplanten Vorhaben betroffenen Biotoptypen sind vorwiegend von sehr gerin-
ger bis geringer Bedeutung. Lediglich die vorhandenen Gehölzbestände beinhalten 
Biotoptypen von mittlerer Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften und sind 
entsprechend bei Verlust zu ersetzen. Ein Großteil des Baumbestandes wird zu erhal-
ten festgesetzt und wird auch zukünftig das Plangebiet gliedern. Um eine Nachverdich-
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tung im Plangebiet zu ermöglichen, werden das Siedlungsgehölz sowie zwei Einzel-
bäume im Süden nicht zu erhalten festgesetzt. Mit einer möglichen Beseitigung dieser 
Gehölzbestände ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Pflan-
zen. Für das Schutzgut Pflanzen sind Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 
 
 
Tiere 

Die Lebensraumbedeutung der Weidefläche im Plangebiet ist durch die südlich an-
grenzende gewerbliche Nutzung, die östlich gelegene Gleisanlage sowie den vorhan-
denen Gehölzstrukturen als eher gering zu bezeichnen. Die Störeinflüsse sind auf-
grund der Lage am Ortsrand als hoch anzusehen, sodass die Eignung der Fläche für 
Offenlandarten als deutlich eingeschränkt zu bezeichnen ist. Insbesondere die Nutzung 
als Pferdeweide sowie das Fehlen von nahrungs- und deckungsreichen Saumberei-
chen oder Rückzugsräumen stehen einer Eignung als Brutplatz für gefährdete Arten 
entgegen. 
Die Gehölzstrukturen stellen für einige Arten einen potentiellen Lebensraum dar. Auf-
grund der o.g. Störeinwirkungen sollten diese Strukturen jedoch ausschließlich von 
ubiquitären Arten in Anspruch genommen werden.  
Ohne die Durchführung der Planung würden die Flächen im Plangebiet weiter landwirt-
schaftlich genutzt werden, teilweise mit Bebauungen bebaut sein und der Gehölzbe-
stand würde vollständig bestehen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Die Artenvielfalt ist aufgrund der Nutzung sowie der Lage am Ortsrand mit umgebenen 
Bebauungen als eher eingeschränkt zu bezeichnen. Mit dem geplanten Vorhaben ent-
stehen auf das Schutzgut Tiere keine erheblichen Beeinträchtigungen. Ein Großteil des 
Gehölzbestandes bleibt bestehen und wird mit den vorgesehenen Anpflanzungen im 
östlichen Bereich des Plangebietes erweitert. Die Weidefläche unterliegt bereits gewis-
sen Störeinflüssen, sodass mit dieser Überplanung keine Brutplätze für Offenlandarten 
verloren gehen. Die östlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen stellen einen 
deutlich geeigneteren Lebensraum dar. Während der Bauzeit können zeitweilig größe-
re Störeinflüsse aufgrund von Lärm und Staub im Plangebiet auftreten. Um einen mit 
dem geplanten Vorhaben möglichen artenschutzrechtlichen Konflikt ausschließen zu 
können, sind bei der Durchführung der Planung Vermeidungsmaßnahmen zu berück-
sichtigen (siehe Kap. 9 Artenschutz). Eine Kompensation für das Schutzgut Tiere ist 
nicht erforderlich. 
 
 
8.3.5 Schutzgut Landschaft 

Das Plangebiet befindet sich am östlichen Siedlungsrand des Ortsteiles Waffensen und 
beinhaltet vorwiegend eine Weidefläche. Entlang der Waffensener Dorfstraße sind Be-
bauungen zu Wohn- und Gewerbezwecken vorhanden. In den dazugehörigen Gärten 
befinden sich Ziergehölze sowie ortbildprägende Einzelbäume. Die vorhandenen Ein-
zelbäume durchgrünen und prägen das Plangebiet. Südlich des Plangebietes grenzt 
ein großflächiger Gewerbebetrieb und östlich eine Gleisanlage an. Weiter in östlicher 
Richtung ist die freie Landschaft mit größeren landwirtschaftlichen Flächen vorhanden. 
Ansonsten sind aufgrund der Lage im Siedlungsgebiet umliegend Wohnbebauungen 
vorhanden. 
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Bei Nichtdurchführung der Planung würde der wesentliche Bereich des Plangebietes 
weiter landwirtschaftlich genutzt werden und eine Nachverdichtung im Ort wäre nicht 
möglich. Der vorhandene Gehölzbestand würde vollständig bestehen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Während der Bauzeit könnten sich aufgrund von Baufahrzeugen kurzzeitig höhere 
Lärmimmissionen ergeben. Zudem werden während der Bauphase der Baubetrieb und 
die Baustelle visuell wahrnehmbar sein. Grundsätzlich stellen Errichtungen von bauli-
chen Anlagen in der freien Landschaft erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutz-
gut Landschaft dar. Demzufolge sind mit der Überplanung einer innerörtlichen Freiflä-
che erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten. Diese werden jedoch durch die vorge-
sehene östliche Streuobstwiese deutlich gemindert. Zudem werden zukünftig die Obst-
bäume die baulichen Anlagen im Mischgebiet zur freien Landschaft eingrünen. Des 
Weiteren überprägt der südlich angrenzende Gewerbebetrieb das Landschaftsbild be-
reits deutlich. Mit dem Erhalt von ortsbildprägenden Baumbestand können die Auswir-
kungen weiter gemindert werden. Zusätzliche Kompensationsmaßnahmen sind für das 
Schutzgut Landschaft nicht erforderlich. 
 
 
8.3.6 Schutzgut Mensch / menschliche Gesundheit 

Wohnumfeld 

Das Plangebiet ist z.T. unbebaut und beinhaltet eine Weidefläche. Entlang der Waf-
fensener Dorfstraße sind bereits Bebauungen zu Wohn- und Gewerbezwecken im 
Plangebiet vorhanden. Weitere Wohnbebauungen befinden sich nördlich des Plange-
bietes und gegenüber der Waffensener Dorfstraße. 
 
Immissionen 

Erhebliche Beeinträchtigungen durch die Umgebung auf das Plangebiet können aus-
geschlossen werden. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 wird zum 
einen die vorhandene gemischte Nutzung aus Wohnen, Dienstleistung und Gewerbe 
gesichert, zum anderen werden maßvolle Entwicklungsmöglichkeiten geschaffen. Dar-
über hinaus ist das Plangebiet von gleichartigen Nutzungen umgeben, wodurch sich 
keine Nutzungskonflikte bzgl. möglicher Immissionen ergeben.  
 
Erholung 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP, 2020) sieht für das Plangebiet keine 
besonderen Erholungsfunktionen vor. Nach dem RROP (2020) beinhaltet die Weide-
fläche ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft. Für die nördlich vorhandene Hoch-
spannungsleitung wird im RROP ein Vorranggebiet für ELT-Leitungstrasse mit 110 kV 
dargestellt. Östlich des Plangebietes wird im RROP ein Vorranggebiet für die Rohstoff-
gewinnung dargestellt, hier Sand. Zudem beinhaltet die östlich gelegene Gleisanlage 
ein Vorranggebiet für sonstige Eisenbahnstrecken. Besondere Erholungsfunktionen 
können dem Plangebiet sowie die umliegenden Flächen nicht zugeordnet werden. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Das Wohnumfeld ist bereits durch den südlichen Gewerbebetrieb vorbelastet. Das 
Plangebiet beinhaltet keine Erholungsfunktionen. Eine wesentliche Steigerung der ver-
kehrlichen Situation ist vor Ort nicht zu erwarten. Die umliegenden Straßen und Wege 
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stehen auch weiterhin uneingeschränkt für die Feierabenderholung zur Verfügung. Für 
das Schutzgut Mensch entstehen mit dem geplanten Vorhaben keine erheblichen Be-
einträchtigungen. Eine Kompensation ist nicht erforderlich. 
 
 
8.3.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind, bis auf die vorhandenen baulichen Anlagen, in-
nerhalb des Plangebietes nicht vorhanden. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 
Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
 
 
8.3.8 Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge der einzelnen Schutzgüter 

(Wechselwirkungen) 

Beeinträchtigungen des  
Schutzgutes 

    Wirkung auf das Schutzgut 

Boden und Wasser Tiere und Pflanzen  

Überbauen, Versiegeln, Auf-
schütten, Abgraben, Einbrin-
gen von Fremdmaterialien 
innerhalb des geplanten 
Mischgebietes 

Verlust, Veränderung, Störung von Lebensräumen oder Teille-
bensräumen  

Landschaft 

Verstärkte technische Überprägung eines bereits vorbelasteten 
Kulturlandschaftsbereiches 

Klima/Luft 

Aufwärmung, Verstärkung der Staubentwicklung 

Landschaft Mensch 

Verstärkte technische Über-
prägung des Landschaftsrau-
mes, Immissionsbelastungen 

Weitere Einschränkung des Landschaftserlebens 

 
 
8.3.9 Entwicklung des Gebietes ohne Verwirklichung des Vorhabens (Nullva-

riante) 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen voraussichtlich wie ge-
genwärtig genutzt werden. Die vorhandenen Gebäude würden in ihrer gegenwärtigen 
Form bestehen bleiben und die landwirtschaftliche Fläche würde weiterhin als Weide-
grünland bewirtschaftet werden. Die Gehölzbestände würden vollständig bestehen 
bleiben.  
 
 
8.4 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich nach-

teiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Bau- und 
Naturschutzrecht sind durch § 18 BNatSchG miteinander verknüpft. Im Rahmen der 
Abwägung sind durch Anwendung der Eingriffsregelung nach dem Naturschutzgesetz 
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gemäß § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 BauGB auch die Vermeidung und der Ausgleich zu er-
wartender Eingriffe in Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 
 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG sind Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
haltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. 
 
Es gilt der Grundsatz, dass Eingriffe die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und 
das Landschaftsbild nicht mehr als unbedingt nötig beeinträchtigen dürfen (§ 15 BNat-
SchG). 
 
Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem ein Standort gewählt wurde, 

- der bereits in Teilen mit baulichen Anlagen bebaut ist, 
- der bereits durch angrenzende Gewerbe- und Wohnbebauungen vorgeprägt ist,  
- der sich im Siedlungsgebiet mit Ortsrandlage befindet, 
- der als Lebensraum für Pflanzen und Tiere überwiegend eine geringe Bedeu-

tung besitzt, und  
- der bereits ausgebaute Straßen nutzt. 

 
Im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nach-
teiliger Auswirkungen: 

- Erhalt von Einzelbäumen durch entsprechende textliche Festsetzungen, 
- Maßnahmenfläche, hier Anlage einer Streuobstwiese, 
- Beschränkung der Höhe von baulichen Anlagen auf eine Firsthöhe von 11 m. 

 
 

Schutzgut / Wirkfaktor Beeinträchtigungen 

Schutzgut Boden 

Überbauung / Versiegelung von Boden  
(Mischgebiet) 

Baubedingt: 
Die Bauarbeiten (Lagerung von Baumaterialien, 
Baustellenverkehr) führen zu Beeinträchtigungen 
der Bodenfunktionen durch Verdichtungen. Nach 
Bauende sind Bodenverdichtungen durch Locke-
rung des Bodens zu minimieren. 

 Keine dauerhaften erheblichen Beeinträch-
tigungen 

Anlagenbedingt: 
Durch die Versiegelung / Bebauung entsteht ein 
Verlust / Beeinträchtigung der Bodenfunktionen von 
Boden 

 Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Wasser 

Überbauung von unbebauten Flächen 
(Mischgebiet) 

Baubedingt: 
Keine Auswirkungen zu erwarten. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Versickerung im Plangebiet möglich, keine Verrin-
gerung der Grundwasserneubildung 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Klima/Luft 
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Überbauung von unbebauten Flächen 
(Mischgebiet) 

Baubedingt: 
Während der Bauphase könnten sich temporär 
geringfügig höhere Immissionsbelastungen durch 
Baumaschinen ergeben. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Aufgrund der angrenzenden großräumigen Frisch- 
u. Kaltluftentstehungsgebiete sind keine Beein-
trächtigungen zu erwarten. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut biologische Vielfalt 

Inanspruchnahme / Überbauung von 
Vegetationsflächen 
(Mischgebiet) 

Baubedingt: 
Durch das Vorhaben werden z.T. Biotoptypen mitt-
lerer Bedeutung entfernt. 

 Erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Durch das Vorhaben werden z.T. Biotoptypen mitt-
lerer Bedeutung entfernt. 

 Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Landschaft 

Inanspruchnahme / Überbauung von 
Vegetationsflächen 
(Mischgebiet) 

Baubedingt: 
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und 
die Baustelle visuell wahrnehmbar und stellen eine 
temporäre Beeinträchtigung dar. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Errichtung von baulichen Anlagen auf innerörtliche 
Freifläche, östlich freie Landschaft vorhanden 

 Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Mensch 

Ausweisung eines Mischgebietes Baubedingt: 
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und 
die Baustelle visuell wahrnehmbar. Die Auswirkun-
gen sind zeitlich begrenzt, die zulässigen Immissi-
onswerte sind einzuhalten bzw. dürfen nur bedingt 
und kurzfristig überschritten werden. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Es werden weitere bauliche Anlagen errichtet und 
neue Arbeitsplätze bzw. Wohnraum geschaffen. 
Unzuträgliche Immissionen sind nicht zu erwarten. 

 Keine erhebliche Beeinträchtigung 

 
 
Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beein-
trächtigungen: 

- des Schutzgutes Boden (durch Abgrabung, Überbauung, Überschüttung, Ver-
siegelung und Einbringen von Fremdmaterialien), 

- des Schutzgutes Pflanzen (durch Verlust von Gehölzbeständen) und 
- des Schutzgutes Landschaftsbild (durch die Erweiterung baulicher Anlagen am 

Ortsrand, hin zur freien Landschaft) 
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sind Eingriffe im Sinne von § 14 BNatSchG. Sie sind durch geeignete Maßnahmen 
ausgleichbar. Der Ausgleich erfolgt innerhalb des Plangebietes in der Maßnahmenflä-
che, hier Streuobstwiese. 
 
Der sich aufgrund der Planung ergebende Ausgleichsbedarf wird unter Berücksichti-
gung der vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 1994 herausgegebenen 
"Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" berechnet (ak-
tualisierte Fassung, MU: Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2006). 
 
Schutzgut Boden 
 

Plangebiet gesamt: ca. 13.885 m² 
 
Davon: 
- Mischgebiet (MI 1): ca. 6.775 m² (ca. 2.210 m² bereits bebaut und versiegelt) 
- Mischgebiet (MI 2): ca. 3.365 m² 
- Maßnahmenfläche: ca. 3.595 m² 
- Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern: ca. 150 m² 

 

Bezüglich der Versiegelung und der sonstigen Nutzung des Mischgebietes (MI 1) wird 
von der höchstzulässigen Versiegelung von 80 % ausgegangen.  
 
ca. 6.775 m² x 0,8 = ca. 5.420 m² 
 
ca. 5.420 m² - ca. 2.210 m² (bereits bebaut und versiegelt) = ca. 3.210 m² 
 

Bezüglich der Versiegelung und der sonstigen Nutzung des Mischgebietes (MI 2) wird 
von der höchstzulässigen Versiegelung von 80 % ausgegangen.  
 
ca. 3.365 m² x 0,8 = ca. 2.695 m² 
 

Betroffenes Schutzgut: Boden 
 
Mischgebiet MI 1 
Ausgleichsfaktor: 1:0,5 
Ausgleichsbedarf: ca. 3.210 m² x 0,5 => ca. 1.605 m² 
 
Mischgebiet MI 2 
Ausgleichsfaktor: 1:0,5 
Ausgleichsbedarf: ca. 2.695 m² x 0,5 => ca. 1.350 m² 
 
Ausgleichsbedarf Schutzgut Boden: ca. 2.955 m² 
 

Intern: ca. 2.955 m² 
- Maßnahmenfläche, hier Streuobstwiese: ca. 3.595 m² 

 
Schutzgut Pflanzen 
 
Mit dem geplanten Vorhaben werden ein Siedlungsgehölz aus überwiegend einheimi-
schen Baumarten (HSE) ca. 480 m² und zwei Einzelbäume (HBE) mit einem Stamm-
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durchmesser von > 60 cm überplant. Aufgrund des Stammdurchmessers der beiden 
Einzelbäume wird ein Ausgleichsverhältnis von 1:4 angenommen. Demzufolge ergibt 
sich ein Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Pflanzen von ca. 640 m² (ca. 480 m² + 2 
Bäume x 20 m² x 4). Der Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Pflanzen mit dem Bedarf 
des Schutzgutes Boden vollständig in der Maßnahmenfläche, hier Streuobstwiese, 
gedeckt. 
 
Schutzgut Landschaftsbild 
 
Mit der festgesetzten Maßnahmenfläche, hier Streuobstwiese werden die entstehen-
den Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaft deutlich gemindert. Zudem kön-
nen ortsbildprägende Einzelbäume erhalten werden, die das Plangebiet gut durchgrü-
nen werden. 
 
 
Das Plangebiet weist insgesamt eine Größe von ca. 13.885 m² auf. Mit dem geplanten 
Vorhaben ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Boden, 
Pflanzen und Landschaftsbild. Die entstehenden Beeinträchtigungen können innerhalb 
des Plangebietes mit der vorgesehenen Maßnahmenfläche und der Anlage einer 
Streuobstwiese vollständig kompensiert werden.  
 
 
8.5 Planungsalternativen unter Berücksichtigung der Ziele und des räumli-

chen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 

Ziel der Stadt Rotenburg ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die weite-
re Existenz und Erweiterung des Betriebes zu schaffen, in einem strukturschwachen 
Raum Arbeitsplätze zu erhalten und die Belange der Wirtschaft zu berücksichtigen. 
Eine Verlagerung des Betriebsstandortes stellt aufgrund der langjährigen Ortsansäs-
sigkeit und vergangenen Bautätigkeiten an diesem Betriebsstandort keine Alternative 
dar. Der Betrieb hat in den vergangenen Jahren an diesem Standort stark investiert 
und sich insgesamt vergrößert. Es handelt sich bei der Planung ausschließlich um die 
Optimierung des Betriebsgeländes mit Erweiterung und Standortsicherung des ansäs-
sigen Gewerbebetriebes. Die Weiterentwicklung einer gemischten Nutzung im Plange-
biet ist städtebaulich sinnvoll, da eine solche Nutzung aus Gewerbe, Wohnen und 
Dienstleistung bereits innerhalb des Plangebietes sowie angrenzend vorhanden ist und 
die bisherige Freiflächennutzung nicht so eine hohe Wertigkeit besitzt, die es rechtfer-
tigt, die Flächen unbebaut lassen zu müssen. Aus den genannten Gründen bieten sich 
somit zu dem Standort im Plangebiet keine gleichwertigen Alternativen an.  
 
 
8.6 Erläuterungen und Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung 

Bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben haben sich keine Probleme er-
geben. 
 
Angewendete Verfahren 

Die Biotoptypenkartierung erfolgte auf der Grundlage einer Ortsbesichtigung.  
 
 



30 
 

8.7 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen nach Durchfüh-
rung des Bebauungsplanes (Monitoring) 

 Überprüfung der gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 5 und Nr. 6 umgesetz-
ten Anpflanzungsmaßnahmen auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern sowie in der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, hier Streuobstwiese, 
zu Beginn der Vegetationsperiode und im 3. Jahr nach Anpflanzung. Als an-
gewachsen gilt ein Gehölz, wenn ein erkennbarer Austrieb stattgefunden hat. 
Die Überprüfung wird nach 7 Jahren zum letzten Mal durchgeführt und doku-
mentiert. Die Ergebnisse der Überprüfung sind als Protokoll und Fotodoku-
mentation bei der Stadt Rotenburg zu hinterlegen. 

 
 
8.8 Ergebnis der Umweltprüfung 

Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachtei-
lige Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht 
zu erwarten. 
 
 
9. ARTENSCHUTZ 

Der § 39 BNatSchG bezieht sich auf die allgemeinen Verbote des Artenschutzes und 
somit auf alle wildlebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre Lebensstätten. Für die Bau-
leitplanung sind jedoch besonders und streng geschützte Arten des § 44 BNatSchG zu 
beachten. 
Artenschutzrechtliche Verbote greifen grundsätzlich erst bei der Realisierung konkreter 
(Bau)Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung ist jedoch bereits zu prüfen, ob einer 
Planumsetzung nicht überwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen. 
Das betrifft speziell die Zugriffsverbote der besonders und streng geschützten Arten 
nach § 44 des BNatSchG, die der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben dienen. Zu 
den besonders geschützten Arten zählen die Tier- und Pflanzenarten nach Anhang A 
und B der Europäischen Artenschutzverordnung, Tier- und Pflanzenarten nach Anhang 
IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenar-
ten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufge-
führt sind. Zu den streng geschützten Arten gehören die Arten nach Anhang A der Eu-
ropäischen Artenschutzverordnung, die Arten nach Anhang IV der FFH-RL sowie Tier- 
und Pflanzenarten, in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 BNatSchG aufge-
führt sind. 
 
Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 
1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören, 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
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3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschütz-
ten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 
Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG weiter 
modifiziert. Darin heißt es, dass die ökologischen Funktionen der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt werden. Für die Bauleitplanung sind demnach die Arten nach 
Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten relevant. 
Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten allge-
mein und sind bei der Realisierung von Vorhaben relevant. Im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der 
Realisierung der Planung entgegenstehen können und ob Vermeidungs- oder vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. Die Beurteilung der potentiell be-
troffenen Artengruppen bzw. das Vorkommen streng geschützter Artengruppen im 
Plangebiet orientiert sich am realen Bestand und nicht an der planungsrechtlichen Si-
tuation, da die Realisierung des Vorhabens ausschlaggebend ist. 
 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) 
Säugetiere 
Mit der Durchführung der Planung sind Tötungen von Fledermausarten auszuschlie-
ßen. Zum einen sind Um- bzw. Ausbaumaßnahmen am vorhandenen, genutzten Ge-
bäudebestand nicht bekannt. Zum anderen gaben der Gehölzbestand im Rahmen ei-
ner Begutachtung keine Hinweise auf Höhlungen, Spalten oder abstehender Rinde. 
Aufgrund des Laubbestandes konnte der Gehölzbestand jedoch nicht vollständig ein-
gesehen werden. Der Artenschutz ist auch weiterhin zu beachten. 
Für gebäudebewohnende Fledermäuse gibt es mit den vorhandenen Nebenanlagen 
potentielle Quartierorte. Ein direkter oder indirekter Nachweis konnte an den Gebäuden 
bei einer Begehung jedoch nicht erbracht werden. Um einen möglichen artenschutz-
rechtlichen Konflikt zu vermeiden, sind die Bäume vor der Rodung und die Gebäude 
vor Um- und Ausbaumaßnahmen nochmals von einem Gutachter zu untersuchen. Soll-
ten Tiere gefunden werden, sind diese fachgerecht zu bergen, ggf. zu versorgen und 
an geeigneter Stelle wieder aus zu wildern. Weiterhin sollte vorsorglich die Rodung 
außerhalb der fledermausaktiven Zeit erfolgen. Demnach kann eine Tötung bei der 
Durchführung der Planung und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 
Vögel 
Mit der Durchführung der Planung können auch Tötungen von Vögeln ausgeschlossen 
werden, wenn die Baufeldfreimachung außerhalb der allgemeingültigen Brut- und Setz-
zeit (01.04. bis 15.07.) und die Rodung des Gehölzbestandes, gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 
BNatSchG vom 01.10. bis 28.02. erfolgt. Weiterhin ist über eine Begehung der Bauflä-
chen vor Baubeginn sicherzustellen, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Bau-
maßnahmen zerstört werden. Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG kann ausgeschlossen werden. 
 
Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 
Auswirkungen auf das Tötungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Ar-
ten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 
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§ 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungsverbot) 
Säugetiere 
Das Plangebiet ist bereits mit gewissen Störeinwirkungen, wie Geräusche und Lichtim-
missionen von der angrenzenden Gewerbenutzung sowie Wohnbebauung vorbelastet. 
Aufgrund des Gehölzbestandes kann zumindest eine Nutzung des Plangebietes als 
Jagdgebiet nicht ausgeschlossen werden. Mit der zukünftigen Nutzung als Mischgebiet 
dürfte sich diese Situation jedoch nicht wesentlich ändern. Im Plangebiet werden auch 
zukünftig Freiflächen mit Gehölzbeständen vorhanden sein, die als Jagdgebiet genutzt 
werden könnten. Eine Störung des Erhaltungszustandes einer lokalen Population kann 
mit dem geplanten Vorhaben ausgeschlossen werden. Verstöße gegen die Verbotstat-
bestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ergeben sich nicht. 
 
Vögel 
Die mögliche Beseitigung von Gehölzstrukturen sowie die Überbauung von Grünland 
stellen grundsätzlich für mehrere Arten einen Verlust von potentiellen Brutstandorten 
dar. Die betroffenen Flächen sind jedoch durch die Lage am Ortsrand und den angren-
zenden Störeinwirkungen bereits vorbelastet, sodass ein Vorkommen von gefährdeten 
Arten eher nicht zu erwarten ist. Dennoch ist nicht ausgeschlossen, dass die betroffe-
nen Bereiche von ubiquitären Arten in Anspruch genommen werden. Eine Störung von 
lokalen Populationen kann jedoch ausgeschlossen werden, da im Plangebiet Gehölz-
lebensräume verbleiben bzw. neu geschaffen werden. Ein Verbotstatbestand des § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann demnach ausgeschlossen werden. 
 
Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 
Auswirkungen auf das Störungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter 
Arten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 
 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) 
Säugetiere 
Aufgrund des Laubbestandes konnten die Bäume nicht vollständig eingesehen werden. 
Demnach könnten einzelne Bäume einen potentiell geeigneten Lebensraum beinhal-
ten. Ein Großteil des Baumbestandes wird als zu erhalten festgesetzt und steht auch 
weiterhin als potentieller Lebensraum zur Verfügung. 
Die vorhandenen Nebengebäude, entlang der Waffensener Dorfstraße, stellen einen 
weiteren potentiell geeigneten Lebensraum dar. Ein Nachweis konnte bei der Begut-
achtung jedoch nicht erbracht werden. Um- bzw. Ausbaumaßnahmen am vorhandenen 
Gebäudebestand sind derzeit nicht bekannt. Bei einer zukünftigen Rodung von Ge-
hölzbeständen sowie Baumaßnahmen am Gebäudebestand könnten potentiell geeig-
nete Lebensräume beeinträchtigt werden. Ein Verstoß gegen das Zerstörungsverbot 
liegt allerdings nur dann vor, wenn die ökologische Funktion im räumlichen Zusam-
menhang nicht mehr erfüllt ist. In Bezug auf geeignete Ausweichlebensräume für 
baumbewohnende Arten verbleiben im Plangebiet sowie umliegend ausreichend ähnli-
che Vegetationsstrukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätte dienen können. 
Zudem sind die Gehölze vor einer Rodung und die Gebäude vor Baumaßnahmen 
nochmals zu begutachten, sollten dabei Quartiere bzw. der Besatz von Fledermäusen 
ausgemacht werden, sind diese durch das Anbringen von künstlichen Nisthilfen für 
Fledermäuse im Plangebiet zu kompensieren. Mit dieser Vorgehensweise kann die 
ökologische Funktion weiterhin gewahrt und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände 
des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
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Vögel 
Die vorhandenen Vegetationsstrukturen im Plangebiet eignen sich trotz ihrer Störein-
wirkungen für einige Arten als Brutplatz. Dies dürfte jedoch nur ubiquitäre Arten betref-
fen, die jährlich einen neuen Brutplatz errichten. Mit der Baufeldfreimachung außerhalb 
der Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07) und einer Rodung des Gehölzbestandes, 
gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. kann eine Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ausgeschlossen werden. Weiterhin ist über 
eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn sicherzustellen, dass keine Brutplätze 
von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört werden. Verstöße gegen die Verbots-
tatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ergeben sich nicht. 
 
Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 
Auswirkungen auf Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterer besonders oder streng 
geschützter Arten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 
 
§ 44 Abs. 1 Nr. 4 (Beschädigung, Zerstörung und Entnahme von Pflanzen) 
Im Rahmen der vorgenommenen Biotoptypenkartierung wurde das Arteninventar vege-
tationskundlich begutachtet. Dahingehend sind keine artenschutzrechtlich relevanten 
Pflanzenvorkommen innerhalb des Plangebietes festzustellen und zu erwarten. Ein 
Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG kann derzeit 
nicht prognostiziert werden. 
 
 
Fazit 
Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist festzuhalten, dass mit der Umset-
zung der Planung Verstöße gegen Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu erwar-
ten bzw. vermieden werden können. Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnah-
me sind zu beachten, dass die Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit 
durchzuführen und über eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn sicherzustellen 
ist, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört werden. Zu-
sätzlich ist die Rodung von Gehölzen sowie Baumaßnahmen am Gebäudebestand 
außerhalb der Brut- und Setzzeit sowie fledermausaktiven Zeit, im Zeitraum 01.10. bis 
28.02. durchzuführen. Die Gehölze sind vor einer Rodung und die Gebäude vor Bau-
maßnahmen nochmals von einem Gutachter auf Besatz zu untersuchen. Bei positivem 
Besatz sind weitere Maßnahmen, wie bergen, versorgen, auswildern und das Anbrin-
gen von künstlichen Nisthilfen für Fledermäuse durchzuführen. 
 
 
Hinweis: 
Alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des §19 Abs. 
2 und 3 BNatSchG sind auf Grundlage der durchgeführten Erfassungen nicht sicher prognostizierbar. Es 
können nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustan-
des der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbe-
reich der Planung nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung ansiedeln 
bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß §19 Abs. 1 BNatSchG 
kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet werden. 
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10. ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 im Ortsteil Waffensen der Stadt Roten-
burg (Wümme) hat zum Ziel, die Flächen an der Waffensener Dorfstraße nachzuver-
dichten und die Struktur aus Wohnen, Dienstleistung und Gewerbe zu sichern und wei-
terzuentwickeln.  
 
Innerhalb des Plangebietes ist bereits der Malerfachbetrieb Leefers GmbH seit der 
Betriebsgründung im Jahr 1946 ansässig und hat die vorhandenen Bauten und Lager-
flächen im Laufe der Betriebszeit entsprechend der Bedarfslage erweitert. Ergänzt wird 
die gewerbliche Nutzung durch die vorhandene Wohnbebauung entlang der Waffense-
ner Dorfstraße. Der Malerfachbetrieb sieht vor, das Betriebsgelände mit seinen bauli-
chen Anlagen zu optimieren. Mit einem zentralen Neubau eines Gebäudes mit Büro- 
und Ausstellflächen, Werkstatt und Lagerhallen sowie angrenzenden Parkplatzflächen 
möchte der Malerfachbetrieb auf dem Betriebsgelände einen der heutigen Zeit ange-
messenen Gebäudekomplex errichten. Arbeitsabläufe sollen somit durch die Reduzie-
rung von Distanzen zwischen den einzelnen Gebäuden des Unternehmens erleichtert 
werden. 
 
Die Stadt Rotenburg nimmt diese Planungsabsicht des langjährig ansässigen Maler-
fachbetriebes zum Anlass, die gesamte, innerhalb des Siedlungsbereiches gelegene 
Fläche durch die Festsetzung eines Mischgebietes planungsrechtlich entsprechend der 
vorhandenen Nutzungen zu sichern, Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen und so 
den zum Teil gewerblich geprägten Siedlungsbereich nachzuverdichten.  
 
Erhebliche Beeinträchtigungen durch die Umgebung auf das Plangebiet können aus-
geschlossen werden. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 wird zum 
einen die vorhandene gemischte Nutzung aus Wohnen, Dienstleistung und Gewerbe 
gesichert, zum anderen werden maßvolle Entwicklungsmöglichkeiten geschaffen. Dar-
über hinaus ist das Plangebiet von gleichartigen Nutzungen umgeben, wodurch sich 
keine Nutzungskonflikte bzgl. möglicher Schallimmissionen ergeben.  
 
Wertvolle Bereiche von Natur und Landschaft werden durch die Planung nicht in An-
spruch genommen. Das Plangebiet liegt am östlichen Siedlungsrand des Ortsteiles 
Waffensen und beinhaltet vorwiegend eine Weidefläche, die mit Pferden beweidet wird. 
Im nördlichen Bereich der Weidefläche ist eine ortsbildprägende Stieleiche (Quercus 
robur) mit einem Stammdurchmesser von über 80 cm vorhanden. Entlang der Waf-
fensener Dorfstraße sind bauliche Anlagen zu Wohn- und Gewerbezwecken vorhan-
den. In den dazugehörigen Hausgärten befinden sich zahlreiche Ziergehölze und wei-
tere ortsbildprägende Einzelbäume mit den Baumarten Stieleiche und Blutbuche. Die 
Bäume weisen einen Stammdurchmesser > 60 cm auf. Im rückwärtigen Bereich eines 
Wohngebäudes ist ein Siedlungsgehölz im Gartenbereich vorhanden. Ein Großteil des 
vorhandenen Baumbestandes wird als zu erhalten festgesetzt.  
Insgesamt ist das Plangebiet in Bezug auf Natur und Landschaft, abgesehen vom Ge-
hölzbestand, eher von geringer Bedeutung. Dennoch entstehen mit der möglichen Be-
seitigung von Gehölzbeständen erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut 
Pflanzen. Weiterhin sind mit der Versiegelung und Überbauung von Boden erhebliche 
Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. Die Beeinträchtigungen 
durch die Errichtung baulicher Anlagen am Ortsrand, hin zur freien Landschaft können 
mit der geplanten Anpflanzung einer Streuobstwiese deutlich gemindert werden. Zu-
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dem können ortsbildprägende Einzelbäume erhalten werden, die das Plangebiet gut 
durchgrünen werden. Die entstehenden Beeinträchtigungen können innerhalb des 
Plangebietes mit der vorgesehenen Maßnahmenfläche und der Anlage einer Streu-
obstwiese vollständig kompensiert werden.  
 
Nach der Durchführung der Anpflanzungen im Plangebiet, in der Fläche für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
gelten die erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Pflanzen und Land-
schaftsbild als vollständig kompensiert. 
 
Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachtei-
lige Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht 
zu erwarten. 
 
 
11. BESCHLUSSFASSUNG  

Die vorliegende Begründung wurde vom Rat der Stadt Rotenburg (Wümme) in seiner 
Sitzung am ............................ beschlossen. 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), den ............................ 
 
 
 
 ........................................ 
 Der Bürgermeister 
 
 
 
Stand 01/2021 
 
 
 
Anlage: Schutzbestimmungen Avacon Netz GmbH vom 02.12.2020 
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